




Die USA und der Aufstieg Chinas: Eine 
Wiederkehr des „Japan-Problems“?
Nicola Nymalm
Der US-Kongress fordert seit dem Jahr 2005 in Form von Gesetzesinitiativen ein här-
teres Vorgehen gegen „unfaire“ handels- und währungspolitische Praktiken Chinas. 
Die US-Regierung hat im Dezember 2010 eine Klage gegen China bei der Welthandels-
organisation (WTO) eingereicht, aber gleichzeitig im Bericht des Finanzministers an 
den Kongress im Februar 2011 auf den offiziellen Vorwurf der „Währungsmanipulati-
on“ verzichtet.
Analyse
Seit den 1970er Jahren kreist die Debatte in den USA um die Frage eines vermeintlichen 
„Ausverkaufs“ US-amerikanischer Interessen im Angesicht von steigendem Handelsbi-
lanzdefizit und Verschuldung gegenüber dem größten wirtschaftlichen Konkurrenten. 
Die Clinton-Regierung ließ sich Anfang der 1990er Jahre auf das von Kongress, Medi-
en und Öffentlichkeit geforderte härtere Vorgehen ein und vollzog einen Politikwechsel 
gegenüber Japan. Die heutige Regierung unter Präsident Barack Obama scheint bisher 
das Gleichgewicht zwischen Zugeständnissen an den Kongress bei gleichzeitigem Ver-
meiden einer zu offensiven Vorgehensweise gegenüber China bewahren zu wollen. 
Anfang der 1990er Jahre setzten sich in den USA die sogenannten Revisionisten mit 
ihrer Auffassung durch, dass Japan „anders“ sei, und demzufolge nicht nach den 
Regeln einer liberalen Marktwirtschaft funktioniere.
Fragen der Handels- und Währungspolitik haben sich in den letzten zehn Jahren zu 
den Hauptstreitpunkten der Chinapolitik in den USA entwickelt. Die Argumenta-
tion, der Ton und der Kontext der Debatten weisen beträchtliche Parallelen zu den 
wirtschaftspolitischen Auseinandersetzungen zwischen den USA und Japan von 
den 1970er bis in die 1990er Jahre auf, die sich damals zu einer schwerwiegenden 
Krise in den Beziehungen beider Länder auszuwachsen drohten.
Trotz der Parallelen in der wirtschaftspolitischen Konstellation gibt es wesentliche 
Unterschiede vor allem im Hinblick auf das zwischenstaatliche Verhältnis der USA 
und Japan damals, und den USA und China heute.
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China als Sündenbock im US-Kongress
Spätestens seit Präsident Nixons historischem Be-
such in Beijing im Jahr 1972 gehört es quasi zum 
guten Ton im US-Kongress, die jeweilige Regie-
rung für ihren zu „weichen“ Umgang mit Chi-
na zu kritisieren. Dabei sind seit den 1990er Jah-
ren wirtschaftliche Themen, insbesondere im Be-
reich der Handels- und Währungspolitik, zu den 
Hauptstreitpunkten noch vor Taiwan, Tibet und 
der Menschenrechtsfrage geworden (Hufbauer, 
Wong und Sheth 2006). Seit dem Jahr 2005 liegt 
der Fokus auf einem Vorgehen gegen die „mani-
pulierte“ chinesische Währung (Yuan) und ihrer 
für die US-amerikanische Wirtschaft „nicht über-
schätzbaren Folgen“. Diesen will der Kongress 
mit Handelsbeschränkungen oder Strafzöllen be-
gegnen. Bisher wurden die entsprechenden Ge-
setzesinitiativen in Form von sogenannten „Chi-
na-Bills“ von der Regierung nicht umgesetzt. Zu-
letzt hatten im Februar 2010 130 Kongressabge-
ordnete beider Parteien in einem offenen Brief an 
Finanzminister Timothy Geithner gefordert, Chi-
na in seinem halbjährlichen Bericht über interna-
tionale Wirtschafts- und Währungspolitik an den 
Kongress offiziell als ein Land, welches seine Wäh-
rung manipuliert, zu bezeichnen.1 In diesem Falle 
könnte der Kongress die Regierung verpflichten, 
konkrete Maßnahmen im Rahmen der Handels-
ordnung der WTO gegenüber China einzuleiten. 
Ebenfalls im Februar 2010 brachte eine parteiüber-
greifende Gruppe von Senatoren eine Gesetzesin-
itiative ein, die im September des Jahres im Re-
präsentantenhaus mit großer Mehrheit angenom-
men wurde. Der inzwischen verfasste Bericht des 
Finanzministers hingegen, der im vergangenen 
Jahr zweimal verschoben worden war, bezeichnet 
die chinesische Währung zwar als „substanziell 
unterbewertet“, jedoch nicht als „manipuliert“ 
(Chan 2011). Damit kann der Kongress zunächst 
keine weitergehenden rechtlichen Vorgehenswei-
sen von der Regierung einfordern. 
Hinter dieser langwierigen Debatte um die chi-
nesische Währung im US-Kongress steht die Auf-
fassung, dass China sich mit unlauteren Praktiken 
einen Wettbewerbsvorteil verschaffe. Die Konkur-
renz billiger chinesischer Produkte führe in den 
1 Der halbjährliche Bericht   Report on International Economic and 
Exchange Rate Policies ist gesetzlich vorgesehen, und sieht 
rechtliche Instrumente für den Kongress vor, wenn ein Land 
in diesem Bericht der Währungsmanipulation bezichtigt 
wird. 
USA zu Arbeitsplatzverlusten und dem Zusam-
menbruch ganzer Produktionszweige, habe Aus-
wirkungen auf das schlechte Abschneiden der US-
Wirtschaft insgesamt und sei der Hauptgrund für 
das zwischenstaatliche Handelsbilanzdefizit.2 Zu-
sammengefasst bedeutet dies: Die Mehrheit im 
Kongress stellt China als Hauptschuldigen für die 
US-amerikanische Wirtschaftskrise dar.
Unter Ökonomen gilt die chinesische Währung 
zwar allgemein auch als unterbewertet, doch die 
Folgen werden durchaus unterschiedlich einge-
schätzt. So weist zum Beispiel der wissenschaft-
liche Dienst des Kongresses (CRS) darauf hin, 
dass ein unterbewerteter Yuan mittelfristig we-
der Auswirkungen auf die allgemeine Nachfrage 
der Konsumenten, noch die Arbeitsmarktsituati-
on in den USA haben werde. Kurzfristige Einwir-
kungen kämen nur dann zum Tragen, wenn die 
Wirtschaft ohnehin schon stagniere. Außerdem 
habe die US-Wirtschaft in der Vergangenheit trotz 
eines steigenden Handelsbilanzdefizits mit China 
hohe Wachstumsraten verzeichnen können (Mor-
rison und Labonte 2009: 4).
Misserfolg der liberalen Freihandelsagenda?
In den Kongressdebatten geht es aber nicht nur 
um China allein als Sündenbock für die wirt-
schaftliche Misere der USA. Darüber hinaus wer-
den ebenso Zweifel an der eigenen Chinapolitik 
geäußert. Namentlich geht es dabei um den mit 
der Modernisierungstheorie verwandten Leitge-
danken, dass China sich letztlich im Zuge der Ein-
bindung in eine liberale Weltwirtschaftsordnung 
auch politisch liberalisieren werde. Dieses war ein 
entscheidendes Argument in der Kampagne von 
Präsident Clinton für den Beitritt Chinas zur WTO 
im Jahr 2000. Heute, mehr als zehn Jahre nach Be-
ginn von Chinas Mitgliedschaft, wird der Erfolg 
dieser Strategie im Kongress zunehmend infrage 
gestellt: Während Chinas Wirtschaft seit Jahren 
hohe Wachstumsraten verzeichnet, zur zweitgröß-
ten Volkswirtschaft aufgestiegen ist und im Begriff 
steht, die USA in etwa 15 Jahren zu überholen, 
wird das Land immer noch von der Kommunis-
tischen Partei regiert. Das US-Handelsdefizit mit 
China stellt für viele Amerikaner ein „Symbol des 
US-amerikanischen Niedergangs“ dar, durch wel-
2 Dieses betrug im Jahr 2010 273 Mrd. USD (U.S. Census Bureau           
2011), die Verschuldung der USA bei seinem größten Gläubi-
ger China lag bei annähernd 900 Mrd. USD (CNN 2011).
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ches ihre Einstellung zur Freihandelsagenda „ver-
giftet“ worden sei. In diesem Sinne wird unter an-
derem argumentiert, dass das „kommunistische 
China“ den „Vorreiter des Kapitalismus“ mit sei-
nen eigenen Waffen geschlagen habe, da der Glau-
be an die Allmacht des Marktes und der „Hunger 
nach Anteilen am chinesischen Markt“ zu einer 
einseitigen Freihandelspolitik geführt habe, von 
der am Ende nur die chinesische Wirtschaft pro-
fitiert habe. In diesem Zusammenhang wird Chi-
na auch als „Frankenstein-Monster“ bezeichnet, 
das im Begriff sei, seinen eigenen „Erschaffer“ zu 
überflügeln. Auch die Mehrheit der weniger ex-
tremen Stimmen im Kongress sieht die Freihan-
delspolitik durch das „unfaire“ Verhalten Chinas 
als gescheitert an, da man nicht mehr von gleich-
artigen Wettbewerbsbedingungen ausgehen kön-
ne. Diesem Zustand müsse man nun mit eigenen 
Strafmaßnahmen, oder aber mit einem Verfahren 
vor dem Internationalen Währungsfonds (IWF) 
oder der WTO Rechnung tragen. In den Debatten 
um Gesetzesinitiativen wird außerdem argumen-
tiert, dass die USA sich durch ihre ausufernd ho-
he Verschuldung vom „kommunistischen China“ 
abhängig machten, und so die eigene nationale Si-
cherheit gefährdeten (Congressional Record 2010: 
H1159).
Das „Japan-Problem“
Die Diskussionen um das sogenannte „Japan-Pro-
blem“ (Van Wolferen 1986) seit den 1970er Jahren 
in den USA weisen wesentliche Ähnlichkeiten mit 
den heutigen Chinadebatten auf. Wie der Aufstieg 
Chinas heute wurde das „japanische Wirtschafts-
wunder“ damals als außergewöhnliches histo-
risches Ereignis bewertet. Japan wurde als kom-
mende Wirtschaftsmacht des nächsten Jahrhun-
derts angekündigt, während die US-Wirtschaft 
gerade in erheblichen Schwierigkeiten steckte. Im 
Angesicht des zunehmenden Handelsbilanzde-
fizits gegenüber dem wichtigsten Handelspart-
ner und größtem Exportmarkt Japan wurden Fra-
gen der Handels- und Währungspolitik rasch zum 
Hauptkonfliktgegenstand im zwischenstaatlichen 
Verhältnis. Während die jeweilige US-Regierung 
generell die „wichtigste bilaterale Beziehung der 
Welt“ vor Schaden bewahren wollte, übten der 
Kongress, aber auch Medien und Öffentlichkeit 
verstärkt Druck aus. Sie verlangten nach einem 
„harten Vorgehen“ gegenüber Japan, welches ih-
nen als „unfairer Wirtschaftsakteur“ galt (Otte 
und Grimes 1993: 110). Die zum Nachteil der USA 
unausgeglichene Handelsbilanz sei eine Folge 
der unterbewerteten Währung und der Abschot-
tung japanischer Märkte. Darüber hinaus stün-
den die hohen japanischen Direktinvestitionen 
in den USA – sowohl in Form von Staatsanleihen 
als auch als direkte Beteiligungen an US-Firmen – 
für einen Ausverkauf US-amerikanischer Interes-
sen. Diese Auffassung ging sogar so weit, dass die 
japanische Wirtschaftsmacht als größere Bedro-
hung als das sowjetische Militär bezeichnet wur-
de (Campbell 1994: 147). In diesem Zusammen-
hang sprach man von der Bedrohung der liberalen 
Weltordnung samt Führungsmacht USA durch ei-
ne von Japan und seinem „hierarchischen Gesell-
schaftsmodell“ geprägte „Pax Japonica“ – im Stile 
der Debatten um einen „Beijing Consensus“ oder 
Formen des autoritären oder nicht liberalen Kapi-
talismus heute.
Während der gesamten 1970er Jahre gewann 
insbesondere die Debatte im Kongress deutlich an 
Intensität und Präsenz. Von den Regierungen in 
dieser Zeit – unter den Präsidenten Richard Ni-
xon, Gerald Ford und Jimmy Carter – entwickel-
te keine eine wirkliche Strategie zum Umgang mit 
dem wachsenden Handelsbilanzdefizit. Während 
vor der heimischen Kulisse rhetorisch die Linie des 
Kongresses vertreten wurde – bei gleichzeitigen 
stückweisen Zugeständnissen, indem man einzel-
ne protektionistische Maßnahmen passieren ließ – 
versuchte man Japan in den Handelsgesprächen 
zu freiwilligen Ausfuhrbeschränkungen zu bewe-
gen, teilweise mit kurzfristigen Erfolgen. Dabei 
diente der Verweis auf andernfalls noch härtere 
vom Kongress geforderte Schritte als Druckmittel. 
Folglich kam in den 1980er Jahren vermehrt das 
Schlagwort von einem „Handelskrieg“ zwischen 
den USA und Japan auf, da die Streitigkeiten bei-
derseits mit Einfuhrbeschränkungen und Strafzöl-
len einhergingen. Japan, seine „unfairen Handels-
praktiken“ und seine „unterbewertete Währung“ 
wurden dabei als „Grundproblem“ der US-Wirt-
schaftskrise bezeichnet. 
Unter den Präsidentschaften von Ronald Rea-
gan und George Bush verlagerte sich der Fokus 
von einer Beschränkung japanischer Einfuhren in 
die USA auf die Forderung nach einem besseren 
Marktzugang für US-amerikanische Ausfuhren 
nach Japan. Die Marktöffnung Japans für be-
stimmte US-amerikanische Produkte wurde dann 
auch zum Hauptziel der neuen Verhandlungsstra-
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tegie der Regierung unter Präsident Bill Clinton 
(Curtis 2002: 151). 
Der Einfluss der Revisionisten und die 
Neugewichtung der Wirtschaftsbeziehungen
Das Hauptargument der sogenannten Revisio-
nisten3, deren Auffassung sich zu Beginn der Prä-
sidentschaft Bill Clintons auch in der Regierung 
durchsetzte, war, dass Japan und seine Wirtschaft 
„anders, verschlossen und feindlich“ gegenü-
ber den USA seien (Uriu 2009: 16). Darum wer-
de das Land sich letztlich auch nicht zu einer libe-
ralen Marktwirtschaft nach westlichem Verständ-
nis entwickeln. Ähnlich wie die Kritiker einer mo-
dernisierungstheoretisch beeinflussten Freihan-
delsagenda heute, stellten die Revisionisten den 
Einfluss liberaler Handelspolitik auf politischen 
Wandel ausdrücklich in Frage. Damit widerspra-
chen sie der bis dahin gängigen Auffassung, dass 
sich Japan erfolgreich an die internationale liberale 
Wirtschaftsordnung angepasst habe. Eine weiter-
gehende Öffnung des japanischen Marktes sei al-
lein mit einem gebetsmühlenartigen Beharren auf 
freiem Handel nicht zu erreichen (Otte und Gri-
mes 1993: 111, 122). 
In den Debatten zu Beginn der Clinton-Regie-
rung wurde auch die strategische Partnerschaft 
mit Japan thematisiert. Die Regierungen von Ni-
xon bis Bush waren darum bemüht gewesen, die 
sicherheitspolitische Dimension in den japanisch-
amerikanischen Beziehungen aus den handelspo-
litischen Streitigkeiten herauszuhalten, ungeach-
tet der Bedrohungsrhetorik im Kongress und in 
den Medien. Unter der Clinton-Präsidentschaft 
hingegen wurde die Auffassung, nach welcher 
wirtschaftliche Fragen nicht unter die Kategorie 
nationaler Sicherheitsinteressen fielen, neu bewer-
tet. Demnach ließ sich nationale Sicherheit nicht 
mehr allein unter militärischen Gesichtspunkten 
definieren, sondern umfasste ebenso die Ziele na-
tionaler Wohlstandsmaximierung und internatio-
naler Wettbewerbsfähigkeit. In diesem Sinne äu-
ßerte der Berater im Finanzministerium und Har-
vard-Professor Lawrence Summers im Jahr 1993, 
dass die Wirtschaft in den Beziehungen zu Japan 
an zentraler Stelle stehe, da ohne ausgeglichenere 
Handelsbilanz die strategischen Beziehungen ge-
3 Als Hauptvertreter dieser Richtung galten James Fallows,       
Chalmers Johnson, Clyde Prestowitz und Karel van Wolfe-
ren, die auch als „Viererbande“ bezeichnet wurden.
fährdet würden. Für Washington und einen Groß-
teil Amerikas sei alles was mit Handel zusam-
menhänge inzwischen untrennbar mit Japan ver-
knüpft (Paulsen 1999: 126, 181). Einige Mitglieder 
der Regierung befürworteten es sogar, Japan mit 
der Androhung negativer Konsequenzen für die 
Sicherheitspartnerschaft zum Einlenken in den 
Handelsgesprächen zu bewegen.  
Der von der Clinton-Regierung kurzzeitig ein-
geleitete Politikwechsel betraf die Verhandlungs-
strategie gegenüber Japan in den zwischenstaatli-
chen Handelsgesprächen. Von einem am Prozess 
der japanischen Anpassung und marktwirtschaft-
lichen Öffnung orientierten Vorgehen schwenkte 
man auf einen ergebnisorientierten Kurs ein. Es 
sollten nun sektorspezifisch für bestimmte US-
amerikanische Produkte Einfuhrquoten nach Ja-
pan beschlossen werden, an deren Einhaltung 
sich dann der gesamte Erfolg der Verhandlungen 
bemessen ließe. Nur die Ergebnisse zählten, nicht 
wie Japan diese erreichte (Curtis 2002: 154). An-
dernfalls drohten die USA ihrerseits mit Einfuhr-
beschränkungen. Diese neue Strategie stieß auf 
komplette Ablehnung auf der japanischen Seite 
und führte zu einem ergebnislosen Treffen zwi-
schen dem US-Präsidenten und dem japanischen 
Premierminister im Jahr 1994 sowie zu einem 
Scheitern der Verhandlungen um die Automobil-
industrie  im Jahr 1995. Überraschend verzichteten 
die USA quasi in letzter Minute auf die angedroh-
ten Sanktionen und ließen sich auf einen Kompro-
miss ein, der weit von ihrer Forderung nach zen-
tralen Marktzugangsquoten entfernt war. Hier-
nach beerdigte die Clinton-Regierung ihre Tak-
tik ebenso schnell, wie sie ergriffen worden war, 
hatte damit aber schon eine über Japan hinausge-
hende Ablehnung ihrer Politik befördert. In Asien 
wurde das japanische „Nein“ gegenüber den USA 
als Standfestigkeit überwiegend positiv bewertet, 
während die US-Amerikaner für ihren einseitigen 
Ansatz und die Vorgehensweise international kri-
tisiert wurden. 
Ist das Japan von gestern das China von heute 
für die USA?
Insgesamt werden die Handelsstreitigkeiten zwi-
schen den USA und Japan bis heute als eine der 
schwersten Krisen in den zwischenstaatlichen Be-
ziehungen der beiden Länder bewertet. Zeitwei-
se wurde ihnen sogar das Potenzial beigemes-
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sen, die Basis dieser Beziehung ernsthaft und auf 
Dauer zu beschädigen. Auch innerhalb der Clin-
ton-Regierung gab es seit den Jahren 1994/95 Be-
denken um die Folgen für die japanisch-ameri-
kanischen Beziehungen insgesamt. Insbesonde-
re Sicherheitsberater Joseph Nye argumentierte, 
dass man nicht zulassen dürfe, dass Handelskon-
flikte das Sicherheitsbündnis untergrüben. Außer-
dem schienen die US-amerikanischen Unterhänd-
ler zunehmend frustriert über ausbleibende nach-
haltige Ergebnisse. Als Präsident Clinton im Jahr 
1996 von seinem Handelsbeauftragten vor die Op-
tion gestellt wurde, den Handelskonflikt als Wahl-
kampfthema aufzugreifen oder das Thema als er-
folgreich abgeschlossen zu erklären, entschied er 
sich für Letzteres (Paulsen 1999: 139). Die Debat-
ten um Japan im Kongress verstummten dann zu-
sehends angesichts eines seit Jahren erstmals wie-
der kleiner werdenden Handelsbilanzdefizits und 
einer stagnierenden japanischen Wirtschaft. 
Seit die chinesische Wirtschaft etwa im gleichen 
Zeitraum in eine Phase kontinuierlichen Wachs-
tums eintrat, scheint sich der Fokus nun also von 
Japan auf China verlagert zu haben. Der wissen-
schaftliche Dienst des Kongresses schreibt in die-
sem Zusammenhang, dass das Handelsbilanzde-
fizit generell eine Folge der niedrigen Sparquote 
und demzufolge ausbleibender Investitionen in 
den USA selbst ist. Dadurch sind die USA auf aus-
ländische Investoren angewiesen, um ihre Wirt-
schaft am Laufen zu halten und um ihr Haushalts-
defizit finanzieren zu können. China als eines der 
Länder mit der höchsten Sparquote hat so Japan 
als Hauptabnehmer US-amerikanischer Staatsan-
leihen abgelöst. 
Diese Ähnlichkeiten in der wirtschaftspo-
litischen Konstellation sollten aber nicht über 
grundsätzliche Unterschiede hinwegtäuschen, 
auch was den Charakter der jeweiligen zwischen-
staatlichen Beziehungen angeht.
Robert M. Uriu spricht in seiner Untersuchung 
über die Japanpolitik unter Präsident Clinton zwar 
von einem Déjà-vu was die heutigen Chinadebat-
ten angeht. Gleichzeitig hebt er drei Schlüsselele-
mente hervor, die sich seiner Ansicht nach ändern 
müssten, damit die Auseinandersetzungen das 
Niveau des Japanfalles erreichten: 1. China inves-
tiert noch nicht in einem ähnlichen Ausmaß wie 
Japan in den 1980er Jahren direkt in die US-Wirt-
schaft. 2. Chinas Wirtschaft gilt bisher nicht als Be-
drohung für die US-amerikanische Hochtechnolo-
gieindustrie, sondern eher wegen seiner niedrigen 
Löhne im Bereich der Herstellung von einfachen 
Konsumgütern. 3. Es gibt noch keine mit dem Re-
visionismus vergleichbare einheitliche „Theorie“ 
der Andersartigkeit der chinesischen Wirtschafts-
politik (Uriu 2009: 244). 
Was die Chinadebatten aber zusätzlich befeu-
ert, ist die „Andersartigkeit“ im zwischenstaatli-
chen Verhältnis zu den USA. Japan galt nach dem 
Zweiten Weltkrieg als engster Verbündeter der 
USA in Asien, und wurde rasch als erfolgreich li-
beralisiertes und demokratisiertes „westliches“ 
politisches System anerkannt. Auch wenn den chi-
nesisch-amerikanischen Beziehungen durchaus 
die Bezeichnung „wichtigste bilaterale Beziehung 
der Welt“ ebenso zugeschrieben werden kann und 
wird, bezieht sich dieses nicht auf die Qualität der 
Beziehungen, sondern auf die anstehenden und 
nur gemeinsam zu bewältigenden weltpolitischen 
Herausforderungen. In den USA gibt es ein gene-
relles Misstrauen gegenüber dem „kommunisti-
schen Regime“, vor allem wird argumentiert, dass 
Chinas wirtschaftliche Stärke nicht zuletzt auch 
dem chinesischen Militär zugute komme. Und zu 
guter Letzt wird China allein durch seine Größe 
und Bevölkerungszahl als Konkurrent – sei es nun 
wirtschaftlich oder sicherheitspolitisch – auf einer 
anderen Ebene wahrgenommen, als es bei Japan 
der Fall war. 
Fazit und Ausblick – neuer Konfliktstoff um 
erneuerbare Energien
Während der Hauptvorwurf gegenüber Chi-
na heute bisher in der „künstlichen Unterbewer-
tung seiner Währung“ besteht, zielte die Kritik an 
der japanischen Politik letztendlich vor allem auf 
die für US-amerikanische Einfuhren „verschlos-
senen japanischen Märkte“. Der Stein des Ansto-
ßes war, beziehungsweise ist, in beiden Fällen das 
steigende zwischenstaatliche Handelsbilanzde-
fizit und die Verschuldung gegenüber dem wirt-
schaftlichen Hauptkonkurrenten bei einer gleich-
zeitigen wirtschaftlichen Krise in den USA. 
Das Argument des Marktzugangs könnte aber 
auch in den heutigen Auseinandersetzungen mit 
China an Bedeutung gewinnen, und zwar im Be-
reich der erneuerbaren Energien. So ist die Re-
gierung unter Präsident Obama einer Beschwer-
de der „United Steelworkers“, einer der größten 
US-amerikanischen Gewerkschaften, nachgegan-
gen und hat im Dezember 2010 eine Handelskla-
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ge bei der WTO gegen China eingereicht. Der Vor-
wurf lautet: illegale Subventionen bei der Herstel-
lung von Windkrafttechnologie. Die Klage rich-
tet sich gegen einen speziellen Fonds der chine-
sischen Regierung, welcher heimischen Herstel-
lern und Zulieferern von Windkrafttechnik Bei-
hilfen gewährt. In den Augen der US-Regierung 
handelt es sich um nach WTO-Recht unzulässige 
Zuwendungen, die den Marktzugang von auslän-
dischen Erzeugnissen behindern. Von einigen Be-
obachtern wird dieses Vorgehen als erster Schritt 
einer offen konfrontativen Politik gegenüber Chi-
na ausgelegt. Allerdings ist es wahrscheinlicher, 
dass die Regierung dem Kongress ein für sie eher 
unbedeutendes Zugeständnis machen wollte, um 
sich in Bezug auf die Vorwürfe der chinesischen 
Währungsmanipulation ihren Spielraum zu er-
halten. So ist eine Entscheidung der WTO norma-
lerweise nicht vor Ablauf eines Jahres zu erwar-
ten. Bei einer Entscheidung zuungunsten Chi-
nas könnte sich das Verhängen von Sanktions-
maßnahmen durch Berufungsverfahren noch um 
Jahre hinauszögern. Während dieses Zeitraums 
kann die WTO keine einstweiligen Maßnahmen 
anordnen. Prominente Kongressabgeordnete be-
grüßten demnach zwar die WTO-Klage, verwie-
sen aber darauf, dass sich die Regierung nicht 
nur des „Symptoms“ illegaler Beihilfen, sondern 
auch der „Krankheit der Währungsmanipulati-
on“ selbst annehmen müsse (Chan und Bradsher 
2010). Doch in der Währungsfrage scheint die Re-
gierung weiterhin markiger Rhetorik und weni-
ger harschen Maßnahmen den Vorzug zu geben. 
Während Präsident Obama noch zum Abschluss 
des G-20-Treffens in Seoul im November 2010 Chi-
nas unterbewertete Währung als Hauptgrund für 
die weltweiten wirtschaftlichen Ungleichgewichte 
bezeichnete, wurden mit dem Verzicht auf die of-
fizielle Bezichtigung einer Währungsmanipu-
lation im Bericht des Finanzministers dem Kon-
gress erstmal keine weitergehenden Instrumen-
te an die Hand gegeben. Über den jüngsten G-
20-Gipfel in Paris im Februar 2011 heißt es, dass 
die USA „zwar noch ordentlich bellen, aber nicht 
mehr beißen“ könnten, und sich „im Kampf ge-
gen die weltweiten Ungleichgewichte“ China ge-
schlagen geben mussten. So habe sich China er-
folgreich dagegen gewehrt, die Themen Wechsel-
kurse und Devisenreserven in die Abschlusserklä-
rung mit aufzunehmen (Financial Times Deutsch-
land 2011). Auch das mehrmalige Verschieben des 
Währungsberichtes im vergangenen Jahr deute-
te darauf hin, dass die Regierung sich durch ein 
zu offensives Vorgehen in dieser für China auch 
innenpolitisch schwierigen Frage die Kooperati-
on mit China in anderen Fragen – auf der Agen-
da standen damals in erster Linie der Umgang 
mit dem Iran und mit Nordkorea, aber auch die 
Klimaverhandlungen in Kopenhagen – nicht ver-
bauen wollte. Große Fortschritte wurden durch 
diese Taktik in der Sache nicht erzielt, und es er-
scheint daher fraglich, wie lange sich der Kon-
gress durch das neuerliche Zugeständnis beruhi-
gen lässt. So wurde im Februar 2011 bereits eine 
neue Gesetzesinitiative unter dem Titel „Curren-
cy Reform for Fair Trade Act of 2011“ in Senat und 
Repräsentantenhaus eingebracht. Der Währungs-
streit wird also in jedem Fall weiter auf der Agen-
da bleiben, wobei eine Wiederholung des „Han-
delskrieges“ der 1980er Jahre sowohl wirtschaft-
lich, als auch allgemein politisch heute ungleich 
schwerwiegendere Folgen hätte. Die bisherige Po-
litik der Obama-Regierung deutet zumindest auf 
eine stärkere Berücksichtigung der außenpoli-
tischen Großwetterlage hin, als dies zu Beginn der 
Clinton-Regierung der Fall war.
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